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— — — 


I. Perſonalien. 


Seine Majeſtät der König haben Aller⸗ 
gnädigſt geruht, 

den Kommerzienräten Emil Goecke in 
Duisburg und Wilhelm Kollmann, 
bisher in Bismarckhütte, jetzt in Char⸗ 
lottenburg, den Charakter als Geheimer 
Kommerzienrat, | 

dem Sägewerksbeſitzer Arnold Paßmann 
in Duisburg, dem Kaufmann Bruno 
Kühn in Goldberg i. Schl., dem Bankier 
Friedrich Lindemann in Halberſtadt, 
dem Kunſthändler Hermann Schulte 
in Düſſeldorf und dem Kaufmann 
Max Simon in Charlottenburg den 
Charakter als Kommerzienrat ſowie 

dem Viehkommiſſionär Hans Dall in 
Hamburg und dem Immobilienmakler 


Leopold Emanuel in Cöln den “Charakter 
als Kommiſſionsrat 


zu verleihen. 


Es ſind ernannt worden: 


der Regierungsrat von Kroſigk in Frank⸗ 
furt a. O. zum ſtellvertretenden Vor⸗ 
ſitzenden des Schiedsgerichts für Arbeiter⸗ 
verſicherung Regierungsbezirk Frank⸗ 
furt a. O., 

der Landgerichtsrat Müller in Eſſen 
zum ſtellvertretenden Vorſitzenden des 
Schiedsgerichts für die Arbeiter⸗ 
verſicherung im Eiſenbahndirektions⸗ 


bezirk Eſſen. 


III. Handels⸗ Angelegenheiten. 


1. Handelsverkehr. 


Betr. Handelsfirmen (§ 30 Handelsgeſetzb.). 


Auf Grund des § 30 Abſ. 4 des Handelsgeſetzbuchs vom 10. Mai 1897 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 219) und des Artikel 1 Abi. 2 des Ausführungsgeſetzes zum Handelsgeſetz⸗ 
buche vom 24. September 1899 (Geſetzſamml. S. 303) wird beſtimmt: 
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Als eine Gemeinde im Sinne des § 30 des Handelsgeſetzbuchs ſind anzuſehen: 
1. die Stadt Coblenz und die Landgemeinde Metternich, 
2. die Städte Niederlahnſtein und Oberlahnſtein, 
3. die Stadt Neheim und die Landgemeinde Hüſten. 

Dieſe Verfügung tritt am 1. Oktober 1908 in Kraft. 

Berlin, den 25. Juli 1908. 


Der Juſtizminiſter. Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Dr. Beſeler. Im Auftrage. 
I. 2214. H. 39 J. M. — IIb 7060 H. M. von Meyeren. 


2. Schiffahrtsangelegenheiten. 
Betr. Befugnis zur Ausübung des Steuermauusgewerbes. 
Dem Steuermann Koeno Nanno Kromminga aus Coldeborg (Hannover) iſt durch 
den Spruch des Secamtes in Hamburg vom 5. Auguſt d. J. die Befugnis zur Ausübung 
des Steuermannsgewerbes entzogen worden. 


3. Sonſtige Angelegenheiten. 
* Betr. Eiſenbahubeförderung neuer Sprengſtoffe. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 15. Auguſt 1908. 

Die in Nummer 43 des Reichsgeſetzlatts für 1908 enthaltene Bekanntmachung des 
Bundesrats vom 20. Juli 1908 läßt folgende Sprengſtoffe zur Eiſenbahnbeförderung zu: 

1. Dorfit (Gemenge von Anmonſalpeter, Kochſalz, Mehl, höchſtens 17 Prozent 
Trinitrotoluol und höchſtens 5 Prozent Kaliſalpeter), 

2. Alldorfit (Gemenge von Ammonſalpeter, Mehl und höchſtens 17 Prozent 
Trinitrotoluol). 

Unter Bezugnahme auf meinen Erlaß vom 14. Februar 1908 (SMBl. S. 45) teile 
ich mit, daß dieſe Verſendungserlaubnis auf Antrag der Sprengitoff- und Patronenfabrik 
von A. und W. Allendorf in Schönebeck a. E. erteilt iſt. 

In Vertretung. 
IIb 7955. Dr. Richter. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Stehender Gewerbebetrieb. 
Betr. Geſchäftsbetrieb der Geſindevermieter und Stelleuvermittler. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 17. Auguſt 1908. 

Obwohl durch Ziffer 12 der Vorſchriften vom 5. März 1907 (SMBl. S. 55) den 
Geſindevermietern und Stellenvermittlern jede Einwirkung auf zur Dienſtleiſtung Ver⸗ 
pflichtete dahin, daß ſie ihre Stellung mit einer anderen vertauſchen, verboten iſt und durch 
Ziffer 19 a. a. O. ihnen ſowie ihren Augeſtellten jeder geſchäftliche Verkehr mit zur Dienſt⸗ 
leiſtung Verpflichteten und Dienſtberechtigten ohne beſonderen Auftrag außerhalb der Geſchäfts— 
räume unterſagt iſt, wollen die Klagen über das Treiben von Agenten, die unter allerhand 
Verſprechungen die ländlichen Arbeiter zur Aufgabe ihrer Stellung veranlaſſen und damit 
der Landwirtſchaft in den öſtlichen Provinzen Arbeitskräfte entziehen, nicht verſtummen — 
zu vergl. Stenograph. Bericht des Herrenhauſes vom 8. Mai 1907 S. 183 —. Ich erſuche 
Sie, die Ortspolizeibehörden auf die angeführten Beſtimmungen hinzuweiſen und ihnen das 
ſtreugſte Vorgehen gegen herumziehende Stellenvermittler oder Geſindevermieter oder Ange⸗ 
ſtellte ſolcher Gewerbetreibenden zur Pflicht zu machen. Sollten ſich nach den inzwiſchen 
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gewonnenen Erfahrungen insbeſondere auf Grund gerichtlicher Entſcheidungen die in Rede 
ſtehenden Vorſchriften nicht als ausreichend erwieſen haben, ſo wollen Sie unter ein⸗ 
gehender Darlegung der Gründe und Beifügung einer Abſchrift der gerichtlichen Entſchei— 
dungen berichten. 

In Vertretung. 
III 5292. Dr. Richter. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Provinzen Oſtpreußen, Weſtpreußen, Poſen und 
zur gleichmäßigen Befolgung für den Fall, daß gleiche Wahrnehmungen in Ihrem Ver- 
waltungsbezirke gemacht worden ſind, an die Herren Regierungspräſidenten der übrigen 
Provinzen. 


Betr. polizeiliche Anforderungen an Waren⸗ und Geſchäftshäuſer. 
4 i Berlin, den 18. Juli 1908. 
In Ergänzung und teilweiſer Abänderung unſeres Erlaſſes vom 2. November v. J. 


e S. 396), betreffend „Sonderanforderungen an Warenhäuſer uſw.“, beſtimmen wir 
folgendes: 


I. Fahrſtuhlanlagen in Warenhäuſern uſw. unterliegen den allgemeinen Be⸗ 
ſtimmungen für ſolche Anlagen, inſonderheit den auf Grund unſeres Erlaſſes vom 17. März 
1908 (HM Bl. S. 91) ergangenen Polizeiverordnungen über die Einrichtung und den Betrieb 
von Fahrſtühlen, mit der Maßgabe, daß 

a) die Feuerſich erheit von Zugangstüren zu Fahrſtuhlſchächten in Waren⸗ 
häuſern uſw. ſich nach den, zum Teil weitergehenden Anforderungen beſtimmt, 
denen „feuerſichere Türen“ in Warenhäuſern uſw. zu genügen haben (Abſchnitt I, 
Ziffer 1, Anmerkung 2, litt. e, und Abſchnitt VIII, Ziffer 48 unter a der 
Sonderanforderungen an Warenhäuſer uſw.), und daß N 

b) neue Fahrſtuhlanlagen auch in beſtehenden Warenhäuſern uſw. (Ziffer 48 
der Gonderanforderungen) in allen Beziehungen den gleichen Anforderungen eut— 
ſprechen müſſen, wie Fahrſtuhlanlagen in neuen Warenhäuſern (Ziffer 46 a. a. O.). 

II. Die Begriffsbeſtimmungen für „feuerſichere Türen“ in Warenhäuſern 
werden wie folgt abgeändert bezw. ergänzt: 

1. litt. e der Anmerkung 2 zu Ziffer 1 in Abſchnitt I erhält die Faſſung: 

e) Türen: aus doppelten, mindeſtens 1 mm ſtarken Eiſenblechplatten mit 

Aſbeſteinlage hergeſtellte Türen — beiſpielsweiſe nach den Syſtemen von 

Berner, von König & Kücken und von Schwarze —, die ſelbſttätig zufallen, 

in 5 em breite Falze aus unverbrennlichem Bauſtoffe ſchlagen und dicht 
ſchließen. 

2. Ziffer 48 unter Abſchnitt VIII erhält am Schluß von a folgenden Zuſatz: 

Türen aus Weichholz müſſen, unbeſchadet der anderen Anforderungen, 
einen mindeſtens 1 mm ſtarken Eiſenblechbelag haben. 


Der Miniſter Der Miniſter Der Miniſter des Innern. 
für Handel und Gewerbe. der öffentlichen Arbeiten. Im Auftrage. 
Im Auftrage. Im Auftrage. von Kitzing. 
Dr. Neuhaus. Francke. 


III 58121. IIb 68471 M. f. H. — III B 7. 246 U. III B 8. 172 l M. d. ö. A. — IIa 5998" M. d. J. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


Betr. polizeiliche Anforderungen an Waren: und Gefdiftshanfer. 
Berlin W. 66, den 31. Auguſt 1908. 
Um Übereinſtimmung zwiſchen den Anforderungen, die in unſerem Erlaſſe vom 
18. Juli d. J. (HMB. S. 321) über die Beſchaffenheit feuerſicherer Türen an Fahrſtuhl. 
ſchächten in Warenhäuſern uſw. mitgeteilt ſind, und der Ausführungsanweiſung zu § 7 der 
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Polizeiverordnung, betreffend die Einrichtung und den Betrieb von Aufzügen, die Eurer 
Exzellenz mit unſerem Erlaſſe vom 17. März d. J. (HMBL S. 91) zugegangen ijt, herbei- 
zuführen, wird die Ausführungsanweiſung zu § 7 wie folgt abgeändert und ergänzt: 

„Als „feuerſichere“ Türen gelten zurzeit Türen aus doppelten, mindeſtens 1 mm 
ſtarken Eiſenblechplatten mit Aſbeſteinlage (beiſpielsweiſe nach den Syſtemen von Berner, 
von König & Kücken und von Schwarze), die ſelbſttätig zufallen, in 5 em breite Falze 
aus unverbrennlichem Bauſtoffe ſchlagen und dicht ſchließen, oder, unbeſchadet der anderen 
Forderungen, Türen aus 25 mm ſtarken, geſpundeten Holzbrettern mit allſeitiger Bekleidung 
von 1 mm ſtarkem Eiſenblech, die mittels durchgehender Niete oder Nägel befeſtigt iſt. 

In Warenhäuſern und ſolchen Geſchäftshäuſern, in welchen größere Mengen brenn⸗ 
barer Stoffe feilgehalten werden, können zwar für vorhandene Fahrſtühle die letztbeſchriebenen 
Türen als „feuerſicher“ angeſehen werden, jedoch muß in neuen Warenhäuſern uſw. und 
für neue Fahrſtuhlanlagen in beſtehenden Warenhäuſern uſw. an der Forderung eiſerner 
Türen mit Aſbeſteinlage in Übereinſtimmung mit den für ſolche Warenhäuſer uſw. gültigen 
„Sonderanforderungen“ feſtgehalten werden. a 

Schranken und Türen dürfen, namentlich bei freiſtehenden Aufzügen, nicht fo beſchaffen 
oder eingehängt ſein, daß ſie von überragenden Teilen der Ladung ausgehoben werden können.“ 

Eure Exzellenz erſuchen wir, für die Veröffentlichung dieſer Abänderung der Aus— 
führungsanweiſung Sorge zu tragen. 


Der Miniſter Der Minifter Der Miniſter des Innern. 
für Handel und Gewerbe. der öffentlichen Arbeiten. In Vertretung. 

In Vertretung. Im Auftrage. Holtz. 

Dr. Richter. Dr. Thür. 


III. 6457 II. ang. IIb. 6847 ll. ung. M. f. H. — III. B.s 316 M. d. ö. A. — IIa. 7158 M. d. J. 
An die Herren Oberpräſidenten. 


2. Gewerbliche Anlagen. 
Betr. Talſperren. 
Berlin W. 66, den 15. Juni 1908. 

Mit Rückſicht auf die ſteigende Zahl von Talſperrenbauten, welche nicht durch den 
Staat ausgeführt werden, iſt auf eine wirkſame Handhabung der Bauaufſicht im Intereſſe 
der Sicherheit dieſer Bauten beſonderes Gewicht zu legen. 

In der mit dem Erlaſſe vom 24. Mai 1907 (HMBl. S. 188) überſandten „Anleitung 
für Bau und Betrieb von Sammelbecken“ iſt unter Abſchnitt D Nr. 1 beſtimmt, daß, wenn 
die Leitung des Baues in der Hand eines Staatsbaubeamten des Ingenieurbaufachs liegt, 
dieſer in der Regel zugleich zum Organe des Regierungspräſidenten hinſichtlich der ſtaat⸗ 
lichen Aufſicht zu beſtellen iſt. Eine ſolche Anordnung hat ſich in vielen Fällen bei Aus⸗ 
führung von Talſperrenbauten wohl bewährt, es läßt ſich jedoch nicht verkennen, daß es 
unter Umſtänden für den bauleitenden Beamten ſchwer ſein kann, bei ſeinen Entſchlüſſen 
die wirtſchaftlichen Intereſſen des Unternehmers und feine Pflichten als ſtaatlicher Aufſichts⸗ 
beamter gleichmäßig zu berückſichtigen. 

Bei größeren Anlagen wird es ſich daher in der Regel empfehlen, die Staatsaufſicht 
von der Bauleitung zu trennen. Die Handhabung der erſteren iſt dann einem möglichſt 
nahe wohnenden, erfahrenen Staatsbeamten des Ingenieurfachs zu übertragen, welchem 
für die Ausübung der ſtändigen Aufſicht auf der Bauſtelle ein geeigneter mittlerer Beamter 
(Waſſerbauwart uſw.) beizugeben ſein würde. x 

Wo Bauleitung und Staatsaufſicht in einer Hand liegen, wird der betreffende Beamte 
in ſeiner bisherigen ſtaatlichen Stellung zu belaſſen ſein und die Bauleitung gegen eine mit Zu⸗ 
ſtimmung ſeiner vorgeſetzten Behörde zu vereinbarende Vergütung nebenamtlich zu führen haben. 


Der Miniſter Der Miniſter Der Miniſter 

für Handel und Gewerbe. der öffentlichen Arbeiten. für Landwirtſchaft, Domänen 
Im Auftrage. In Vertretung. und Forſten. 
Frick. von Coels. Im Auftrage. 


IIIA 2. 20 N. b. ö. A. — III 4827 M. f. H. u. G. — IB II 4730 M. f. L. uw. Weſener. 
An die Herren Oberpräſidenten und die Herren Regierungspräſidenten. 
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Betr. Polizeiverordnung über die Einrichtung und den Betrieb von Aufzügen (Fahrſtühlen). 
Berlin W. 66, den 10. Auguſt 1908. 

In dem Ihnen mit unſerem Erlaß vom 17. März d. J. (HMBl. S. 91) über- 
ſandten Entwurf einer Polizeiverordnung, betreffend die Einrichtung und den Betrieb von 
Aufzügen, befindet ſich in der Gebührenordnung (Anl. 3) in Ziff. V Abſ. 1 ein Druck⸗ 
fehler, indem es ſtatt: „ſind die Sätze unter den Ziffern J zu berechnen“ heißen muß: 
„ind die Sätze unter den Ziffern 1 (arabiſche Zahl) zu berechnen“. 

Wir erſuchen ergebenſt, dieſen Druckfehler in den Amtsblättern oder bei Erlaß der 
Verordnung zu berichtigen. 


Der Miniſter Der Miniſter Der Miniſter des Innern. 
für Handel und Gewerbe. der öffentlichen Arbeiten. In Vertretung. 

In Vertretung. Im Auftrage. Holtz. 

Dr. Richter. Kisker. 


III 6506 M. f. 9. — IIIBS 312 M. d. ö. A. — IIa 7435 M. d. J. 


An die Herren Oberpräſidenten (außer Münſter) und zur Kenntnis an die Herren Regierungs⸗ 
präſidenten (außer Sigmarmgen) und den Herrn Polizeipräſidenten von Berlin. 


3. Dampfkeſſelweſen. 


Betr. Dampfpflüge. 
Berlin, den 18. Auguſt 1908. 

Die auf unſeren Erlaß vom 15. März v. J. erſtatteten Berichte laſſen erkennen, daß 
die von dem Verband Oſtdeutſcher Induſtrieller und neuerdings von dem Vereine der 
Fabrikanten landwirtſchaftlicher Maſchinen und Geräte vorgetragenen Klagen über die dem 
Verkehr und Betriebe mit Dampfpflügen erwachſenden Schwierigkeiten nicht unberechtigt 
ſind. Nicht nur gehen ſtellenweiſe die Beſtimmungen der geltenden Polizeiverordnungen 
über das in dem Runderlaß vom 20. Januar 1886, betreffend Vorſichtsmaßregeln bei dem 
Transporte von Dampfpflügen auf Chauſſeen, (Min. Bl. für die innere Verwalt. S. 21) 
geregelte Maß der zu ſtellenden Anforderungen hinaus, ſondern namentlich werden auch 
vielfach dieſe Beſtimmungen in einer Weiſe gehandhabt, wie ſie den Intereſſen der Land⸗ 
wirtſchaft, für welche der Dampfpflugbetrieb von wachſender Bedeutung iſt, nicht entſpricht. 

Für die ſtaatlichen Behörden wird davon auszugehen ſein, daß ſie unbeſchadet der 
ihnen obliegenden Fürſorge für die Verkehrsſicherheit auf den Chauſſeen und bei voller 
Wahrung der berechtigten Intereſſen der wegeunterhaltungspflichtigen Kommunalverbände 
den Verkehr und Betrieb mit Dampfpflügen nach Möglichkeit fördern müſſen. Dies wird 
am ſicherſten zu erreichen ſein durch den Erlaß einheitlicher Vorſchriften und durch deren 
Handhabung nach feſtſtehenden Grundſätzen. Zu dieſem Zwecke erſcheint uns der Erlaß 
gleicher Polizeiverordnungen für die einzelnen Provinzen nach dem anliegenden Muſter 
angezeigt mit der Maßgabe, daß verſchärfende Beſtimmungen durch Bezirks-, Kreis oder 
Ortspolizeiverordnungen dazu nicht ergehen dürfen. Eure Erzellenz erſuchen wir, für die 
dortige Provinz gefälligſt unter Aufhebung der bisher in deren Bereich in Geltung befind⸗ 
lichen Polizeiverordnungen, betreffend den Verkehr und Betrieb der Dampfpflüge, eine 
Polizeiverordnung nach dem beiliegenden Muſter zu erlaſſen. Im Intereſſe der dringend 
erwünſchten Übereinſtimmung der Vorſchriften in der ganzen Monarchie legen wir Wert 
darauf, daß die Polizeiverordnung ſich an das Muſter genau anlehnt. 

Für die Handhabung der Polizeiverordnung durch die beteiligten Behörden bitten wir 
folgende Anordnungen zu treffen: 

1. Die Erlaubnis zur Beförderung eines Dampfpflugs gemäß 8 1 Abſ. 1 der Polizei⸗ 
verordnung iſt nicht für jeden einzelnen Fall, ſondern wenn nicht beſondere, wichtige Gründe 
entgegenſtehen, auf Antrag ſtets für einen längeren Zeitraum, und zwar in der Regel auf 
ein Jahr, mindeſtens aber auf ein Vierteljahr im vorhinein zu erteilen. 

2. Vor Erteilung der Erlaubnis wird die zuſtändige Behörde ſich mit dem Wege- 
unterhaltungspflichtigen über die gemäß § 1 Abſ. 2 der Polizeiverordnung etwa vor- 
zuſchreibenden Maßregeln verſtändigen müſſen. Zur Vermeidung von Verzögerungen wird 
es ſich empfehlen, daß namentlich in denjenigen Gegenden, in denen die Beförderung von 


Anlage. 
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Dampfpflügen häufiger ſtattfindet, die Behörden ſich alsbald nach Erlaß der Polizei⸗ 
verordnung mit den Wegeverbänden über alle vorkommendenfalls zu treffenden Anordnungen 
ins Einvernehmen zu ſetzen. 

3. Die Anzeige bei den zuſtändigen Wegeunterbeamten (Chauſſeeaufſeher uſw.) braucht 
nicht früher als 24 Stunden vor Ausführung des Transportes zu erfolgen. Bei Erteilung 
der Erlaubnis iſt der Beamte, an welchen die Anzeige gerichtet werden muß, dem Unter⸗ 
nehmer zu bezeichnen. Anzeige bei anderen behördlichen Organen iſt nicht zu fordern. 

4. Die Erlaubnis zur Beförderung des Dampfpflugs wird in der Regel erſt dann 
zu erteilen ſein, wenn der Unternehmer ſich verpflichtet, den Wegeunterhaltungspflichtigen 
für den durch die Beförderung des Dampfpflugs an den Chauſſeen etwa entitehenden 
Schaden nebſt vermehrter Abnutzung ſchadlos zu halten, und hierfür auf Erfordern des 
Wegeunterhaltungspflichtigen eine angemeſſene Sicherheit beſtellt. Daß der Unterhaltungs⸗ 
pflichtige neben voller Schadloshaltung auch noch die Entrichtung einer beſonderen Ver⸗ 
gütung fordert, erſcheint nicht gerechtfertigt. Es wird daher auf die Wegeunterhaltungs⸗ 
pflichtigen dahin einzuwirken ſein, daß ſie derartige Forderungen nicht ſtellen, wie überhaupt 
die ſtaatlichen Behörden ihren Einfluß auf die beteiligten Kommunalverbände zweckmäßig 
dahin geltend machen werden, daß auch dieſe dem Verkehre mit Dampfpflügen nicht ohne 
Notwendigkeit Schwierigkeiten bereiten und daß ſie ihre Forderungen in mäßigen Grenzen 
halten. Falls über die berechtigte Höhe der Forderung zwiſchen dem Wegeunterhaltungs⸗ 
pflichtigen und dem Unternehmer Meinungsverſchiedenheiten beſtehen, wird es ſich empfehlen, 
ein Schiedsgericht einzuſetzen, deſſen Mitglieder von den beiden Parteien beſtellt werden, 
und deſſen Obmann der zuſtändige Regierungspräſident beſtimmt. 


Der Minifter für Der Miniſter der Der Miniſter Der Miniſter des 
Handel und Gewerbe. öffentlichen Arbeiten. für Landwirtſchaft, Innern. 
In Vertretung. Im Auftrage. Domänen und Forſten. In Vertretung. 
Dr. Richter. Peters. Im Auftrage. Holtz. 
Schroeter. 


III B 12 376 M. d. 6. A. — III 6759 M. f. H. u. G. — IA Ia 4466 M. f. L. uſw. — IIa 6861 M. d. J. 


An die Herren Oberpräſidenten (mit Ausnahme desjenigen in Schleswig). 


Anlage. 


Polizeiverardnung, 
betreffend 


die Beförderung von Dampfpflügen auf Chauſſeen ſowie den Betrieb von 
Dampfpflügen in der Nähe von Chauſſeen und anderen öffentlichen Wegen. 


Auf Grund des § 137 Abſatz 1 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung 
vom 30. Juli 1883 (Geſetzſamml. S. 195) in Verbindung mit den §§ 6, 12 und 15 des 
Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 (Geſetzſamml. S. 265) verordne 
ich für den Umfang der Provinz mit Zuſtimmung des Provinzialrats, was folgt: 


§ 1. 

Für die Beförderung von Dampfpflügen auf Chauſſeen iſt die vorgängige Erlaubnis 
des für die betreffende Chauſſeeſtrecke zuſtändigen Landrats (in Städten der Ortspolizei⸗ 
behörde) erforderlich. : 

Der Landrat (in Städten die Ortspolizeibehörde) kann bei oder nach Erteilung der 
Erlaubnis beſtimmte Vorſchriften erlaſſen für das Befahren einzelner Brücken, Durchläſſe 
und anderer Bauwerke, bei denen beſondere Vorſichtsmaßregeln erforderlich ſind, ſowie 
auch ſonſtige Anordnungen im polizeilichen Intereſſe treffen. er aor 

Der Unternehmer hat dafür zu ſorgen, daß von der Beförderung eines Dampfpflugs 
mindeſtens 24 Stunden vor ihrer Ausführung dem zuſtändigen Wegeunterbeamten (Chauſſee⸗ 
aufjeher, Wegewärter) unter Vorlegung der erteilten Fahrerlaubnis Anzeige gemacht wird. 
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52. 

Die Breite der Lokomotiven darf 3 Meter nicht überſchreiten. 

An jeder Lokomotive muß ihr Gewicht angegeben ſein. 

Diagonal geriefelte Radreifen der Lokomotiven find nur zuläſſig, wenn die auf- 
genieteten Laſchen höchſtens 20 Millimeter ſtark und ſo angebracht ſind, daß ſie in der 
Breite von mindeſtens 20 Zentimetern den als völlig eben und feſt gedachten Boden gleich— 
zeitig berühren. 


Zwei hintereinander fahrende Lokomotiven dürfen nicht Spur halten. 

An die Lokomotiven dürfen nur ſolche Fahrzeuge oder Geräte angehängt werden, 
welche unmittelbar zum Betriebe des Dampfpflugs gehören. 

Das Anhängen von mehr als zwei Fahrzeugen oder Geräten iſt verboten. Aus⸗ 
nahmsweiſe kann von der zur Erteilung der Fahrerlaubnis zuſtändigen Behörde (§ 1) für 
bejtimnite ere die Erlaubnis zum Anhängen von drei Fahrzeugen oder Geräten 
erteilt werden. 


| 8 4. 

Die Fahrgeſchwindigkeit eines Dampfpflugtransportes darf ein Kilometer in zehn 
Minuten nicht überſteigen. 

Der Transport muß für den übrigen Verkehr ſoviel Raum laſſen als möglich iſt. 
Im Falle der Annäherung von Truppen, von größeren Aufzügen oder von Viehherden 
muß er angehalten werden. Ebenſo wenn die Bedienungsmannſchaft bemerkt oder durch 
Zurufe oder Zeichen darauf aufmerkſam gemacht wird, daß durch den Transport die Gefahr 
des Scheuwerdens von Tieren herbeigeführt wird. 


= 


ir § 5. . 

Zur Bedienung eines Transportes müſſen bei einer Lokomotive vier, bei zwei Loko⸗ 

motiven fünf Perſonen vorhanden ſein, von denen je eine der Lokomotive voraufgehen und 
nötigenfalls den mit Pferden den Transport Paſſierenden Beiſtand leiſten muß. 


8 . 

Während der Beförderung eines Dampfpflugs iſt die Benutzung der Lofomotivpfeife 
verboten. 
55 as Dampfdruck darf nicht fo hoch geſpannt werden, daß die Sicherheitsventile 
abblaſen. 

Angeſichts von Perſonen, welche Pferde reiten, fahren oder führen, dürfen die 
Zylinderhähne nicht geöffnet werden. 

Die Aſchkaſten der Lokomotiven müſſen gegen das Herausfallen von Brennſtoffen 
genügend geſichert ſein und dürfen während der Fahrt in der Nähe von Gebäuden und 


Bi § 7. | 

Der Verkehr mit Dampfpflügen iſt in der Zeit von einer Stunde nach Sonnen⸗ 
untergang bis eine Stunde vor Sonnenaufgang unterſagt. 

Ausnahmsweiſe kann der Nachtverkehr von der zur Erteilung der Fahrerlaubnis zu⸗ 
ſtändigen Behörde (§ 1) für beſtimmte Fälle und unter der Bedingung geſtattet werden, 
daß ſowohl die Lokomotiven wie die zugehörigen Fahrzeuge mit hellbrennenden roten 
Laternen verſehen ſind, welche an der Lokomotive vorn und am letzten Gefährte des Zuges 
hinten angebracht werden. 


= § 8. 

Der Betrieb von Dampfpflügen in unmittelbarer Nähe von Chauſſeen und anderen 
öffentlichen Wegen iſt innerhalb einer Entfernung von 25 Metern nur unter folgenden 
Bedingungen geſtattet: 

1. Auf der Chauſſe oder dem Wege iſt ein Mann aufzuſtellen zur Hilfeleiſtung bei 
dem Paſſieren mit Pferden oder Vieh. 

2. Auf Zuruf oder Zeichen dieſes Mannes oder eines Paſſanten, welcher Pferde 
führt, fährt oder reitet, oder Vieh treibt, iſt der Betrieb anzuhalten und 
namentlich der Gebrauch der Dampfpfeife zu vermeiden. 
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8 9. 
Zuwiderhandlungen gegen die vorſtehenden Beſtimmungen werden, ſofern nicht nach 
allgemeinen Landesgeſetzen eine höhere Strafe verwirkt iſt, mit Geldſtrafe bis zum Betrage 
von 60 Mark beſtraft. 


§ 10. 

Durch die Erteilung der Erlaubnis zur Beförderung eines Dampfpflugs wird die 
Verpflichtung des Unternehmers, für allen Schaden aufzukommen, welcher durch den 
Transport dem Chauſſeeunterhaltungspflichtigen oder einem andern verurſacht wird, und 
das Recht des Unterhaltungspflichtigen, zur Sicherung ſeiner etwaigen Schadenserſatz⸗ 
anſprüche die Beſtellung einer angemeſſenen Sicherheit zu verlangen, nicht berührt. 


§ 11. 
(Aufhebung der etwa beſtehenden Polizeiverordnungen.) 


4. Organiſation des Handwerks. 
Betr. Geſellenprüfungen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 8 
Berlin W. 66, den 27. Auguſt 1908. 
Auf Grund des § 131 Abſatz 2 der Gewerbeordnung (in der Faſſung des Geſetzes 
vom 30. Mai 1908, RGBl. S. 356) habe ich 
1. den Prüfungszeugniſſen des bei der Reichsdruckerei in Berlin für die Gewerbs⸗ 
zweige des Buch-, Stein-, Licht- und Kupferdrucks, der Schriftſetzerei und 
Schriftgießerei, der Buchbinderei, der Gravierkunſt und Galvanoplaſtit beſtellten 
Prüfungsausſchuſſes; ne 
2. den Prüfungszeugniſſen der bei den Haupt⸗ und Nebenwerkſtätten der Königlichen 
Eiſenbahnverwaltung innerhalb Preußens für das Schloſſergewerbe beſtellten 
Prüfungsausſchüſſe; 
3. den Prüfungszeugniſſen über die Abgangsprüfungen bei den Königlichen 
Fachſchulen 
für die bergiſche Kleineiſenn und Stahlwaren -Induſtrie in Remſcheid, 
für die Eiſen⸗ und Stahlinduſtrie des Siegener Landes in Siegen, 
für Metallinduſtrie in Iſerlohn, 
für die Kleineiſen⸗ und Stahlwaren-Induſtrie in Schmalkalden 
die Wirkung der Zeugniſſe über das Beſtehen der Geſellenprüfung beigelegt. Dieſe Wirkung 
bezieht ſich 
zu 1 und 2 auf die dort bezeichneten Gewerbe, N 
zu 3 bei den Schulen in Remſcheid, Siegen und Schmalkalden auf die Gewerbe 
der Schloſſer und Schmiede, bei der Schule in Iſerlohn auf die Gewerbe 
der Kunſtſchmiede, Werkzeugſchloſſer, Metallgießer, Ziſeleure und Gravenre. 
Vorſtehende Beſtimmungen treten mit dem 1. Oktober 1908 in Kraft. Zu dem gleichen 
Zeitpunkte werden die Erlaſſe 
zu 1. vom 13. Juni 1902 (HM Bl. S. 247), 
zu 2. vom 19. Dezember 1902 (H MBl. S. 433), 
zu 3. vom 16. März 1904 (HM Bl. ©. 88) : 
ſowie der Erlaß vom 23. Juni 1904 (HMBl. S. 341), betreffend die Wirkung der Prüfungs⸗ 
zeugniſſe der auf Grund des Runderlaſſes vom 21. Mai 1904 (SM Bl. S. 328) gebildeten 
Pruͤfungskommiſſionen für das Hufbeſchlaggewerbe, hiermit aufgehoben. — Die nach dieſen 
Erlaſſen den angeführten Prüfungszeugniſſen beigelegte Wirkung, daß ihre Inhaber nach 
Vollendung des 24. Lebensjahrs in den betreffenden Handwerksbetrieben zur Anleitung 
von Lehrlingen berechtigt find, kommt ſomit gemäß $ 129 der Gewerbeordnung ein der 
Faſſung des Geſetzes vom 30. Mai 1908, RGBl. S. 356) für die vom 1. Oktober 1908 ab 
ausgeſtellten Prüfungszeugniſſe in Wegfall. 


Im Auftrage. 
IV. 9709. Dr. Neuhaus. 


An die Aufſichtsbehörden der Handwerkskammern. 


327 


5. Arbeiterverſicherung. 
Krankenverſicherung. 
Betr. Beſcheinignngen gemäß § 75a des KVG. 

Den nachſtehend benannten Krankenkaſſen iſt die Beſcheinigung erteilt worden, daß 
fie, vorbehaltlich der Höhe des Krankengeldes, den Anforderungen des § 75 des Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetzes genügen: 

„Kranken- und Sterbekaſſe der vereinigten Maurer- und Zimmergeſellen von Glindow 
und Umgegend „Concordia“ (E. H.), 

Kranken und Sterbekaſſe Bärſtadt⸗Wambach (E. H.), 

„Kranken ⸗Unterſtützungs⸗Verein zu Rödelheim (E. H.), 

Kranken⸗ und Sterbekaſſe des Breslauer Kaufmänniſchen Vereins von 1834 (E. H.), 

Allgemeiner Krankenverein zu Wiesbaden (E. H.), 

„Allgemeine Kranken- und Sterbekaſſe zu Frankfurt a. M.⸗Bornheim (E. H.), 

Allgemeine Schneider Kranken ⸗Kaſſe (E. H.) in Bielefeld, 

Kranken- und Unterſtützungskaſſe der Cigarrenarbeiter in Trebbin (E. Oy) 

Kranken und Sterbekaſſe der Arbeiter in den Königlichen Gärten in und bei 
Potsdam (E. H.). 

Berlin, den 8. September 1908. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 
Zu III 6716 u. Ang. Dr. Hoffmann. 


— 
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6. Gewerbegerichte, Kaufmannsgerichte. 
Betr. Beiſitzerwahlen zu den Gewerbegerichten. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 3. September 1908. 

Durch eine vom Reichstag am 11. März 1908 — Seite 37590 der Reichstags⸗ 
protofolle — beſchloſſene Reſolution iſt angeregt worden, für die Gewerbegerichte die 
Verhältniswahl als geſetzliche Regel einzuführen. Bisher iſt nur bei einer geringen Zahl 
von Gewerbegerichten durch die Statuten die Wahl der Beiſitzer nach den Grundſätzen der 
Verhältniswahl geregelt. 

Sie werden durch eine geeignete Einwirkung auf die Gemeindebehörden und Ber 
tretungen der weiteren Kommunalverbände in der Lage ſein, dem Grundſatze der Verhältnis⸗ 
wahlen, der bei den Kaufmannsgerichten bereits geſetzliche Regel iſt, auch für die Gewerbe— 
gerichte unter dem jetzigen Rechtszuſtande weitere Geltung zu verſchaffen und dadurch den 
oben mitgeteilten Wünſchen Rechnung zu tragen. Ich erſuche Sie daher, demgemäß das 
Weitere zu veranlaſſen und nach Verlauf eines Jahres über die Erfolge zu berichten. 

In Vertretung. 
III 6590. Dr. Richter. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Oberpräſidenten in Potsdam. 


VI. Nichtaumtliches. 


Bücherſchau. 


(Eine Beſprechung und amtliche Empfehlung der eingeſandten Bücher findet, fojern es ſich nicht um amtliche 
Ausgaben oder im amtlichen Auftrage herausgegebene Werke handelt, nicht ſtatt) 
Gewerbearchiv für das Deutſche Reich. Sammlung der zur Reichsgewerbe— 
ordnung ergebenden Abänderungsgeſetze und Ausführungsbeſtimmungen uſw. Heraus⸗ 
gegeben von Kurt von Rohrſcheidt, Regierungsrat. Band 7 Heft 1. Berlin, Verlag 
Franz Vahlen. 


Carl Heymanns Verlag in Berlin we Gedruckt bei Julius Sittenfeld, Hofbuchdrucker. in Berlin W. 


